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Rocket Internet SE 

Berlin 

Wertpapier-Kenn-Nummer (WKN): A12UKK 

ISIN: DE000A12UKK6 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: RKET062024HV 

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 

 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am 

Donnerstag, den 27. Juni 2024, 

um 10:00 Uhr (MESZ) 

unter www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting  

als virtuelle Hauptversammlung abzuhaltenden 

ordentlichen Hauptversammlung 

der Rocket Internet SE (die „Gesellschaft“) ohne physische Präsenz der Aktionäre oder 

ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) ein. 

Versammlungsort im Sinne des Aktiengesetzes (nachfolgend „AktG“) wird der 

Aufenthaltsort des Versammlungsleiters im Rocket Tower, Charlottenstraße 4, 10969 

Berlin, sein. 
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Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten an der 

Hauptversammlung ist – mit Ausnahme der von der Gesellschaft nach § 134 Abs. 3 Satz 5 

AktG1 benannten Stimmrechtsvertreter – ausgeschlossen. 

Die vor Ort teilnehmenden Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats, die 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und der die Niederschrift der Hauptversammlung 

aufnehmende Notar werden am Aufenthaltsort des Versammlungsleiters zugegen sein. 

  

 
1  Auf die Gesellschaft finden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 

8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) („SE-VO“) die für 

Aktiengesellschaften mit Sitz in Deutschland maßgeblichen Vorschriften, insbesondere 

des Handelsgesetzbuches und des AktG, Anwendung, soweit sich aus speziellen 

Vorschriften der SE-VO oder des Gesetzes zur Ausführung der Verordnung (EG) Nr. 

2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen 

Gesellschaft (SE) („SEAG“) nichts Abweichendes ergibt. Entsprechende maßgebliche 

Vorschriften sind in dieser Einladung gesondert zitiert.  
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I. Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2023 und des 

Lageberichts für das Geschäftsjahr 2023, des gebilligten Konzernabschlusses 

zum 31. Dezember 2023 und des Konzernlageberichts für das Geschäftsjahr 

2023 und des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2023 

Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen ist zu diesem Tagesordnungspunkt  1 keine 

Beschlussfassung der Hauptversammlung vorgesehen. Der Aufsichtsrat hat den vom 

Vorstand aufgestellten Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2023 und den 

Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 2023 gebilligt. Der Jahresabschluss für das 

Geschäftsjahr 2023 ist damit gemäß § 172 Satz 1 AktG festgestellt. Eine 

Feststellung des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 2023 oder eine Billigung 

des Konzernabschlusses für das Geschäftsjahr 2023 durch die Hauptversammlung 

gemäß § 173 AktG ist daher nicht erforderlich. Für die übrigen Unterlagen, die unter 

diesem Tagesordnungspunkt 1 genannt werden, sieht das Gesetz lediglich eine 

Information der Aktionäre, aber keine Beschlussfassung durch die 

Hauptversammlung vor. 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 

Geschäftsjahr 2023 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2023 amtierenden 

Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.  

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2023 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2023 amtierenden 

Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.  

4. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und des 

Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2024 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die EY GmbH & Co. KG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Niederlassung Berlin, zum Abschlussprüfer und 

Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2024 zu bestellen. 
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5. Beschlussfassung über die Wahlen von Mitgliedern des Aufsichtsrats 

Nach Art. 40 Abs. 2 Satz 1 SE-VO in Verbindung mit § 17 Abs. 1 Satz 1 SEAG und 

§ 10 Abs. 1, Abs. 2 der Satzung in seiner gegenwärtigen Fassung setzt sich der 

Aufsichtsrat der Gesellschaft aus drei von der Hauptversammlung zu wählenden 

Mitgliedern zusammen. Die Hauptversammlung ist nicht an Wahlvorschläge 

gebunden.  

Die Amtszeiten aller amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats, d.  h. der Herren 

Prof. Dr. Marcus Englert, Norbert Lang und Prof. Dr. Joachim Schindler, enden mit 

Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung am 27. Juni 2024.  

Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Mitglieder des Aufsichtsrats jeweils mit Wirkung 

ab Beendigung der Hauptversammlung am 27. Juni 2024 bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 

beschließt, zu wählen: 

a) Herrn Gregor Janknecht, Mitglied des Vorstands der Next Big Thing AG, 

Berlin, wohnhaft in Berlin;  

b) Herrn Timo Klein, Gründer und Geschäftsführer einer Stealth Company in 

Deutschland und dem Vereinigten Königreich, wohnhaft in Berlin; sowie 

c) Herrn Soheil Mirpour, Gründer und Geschäftsführer der Canopus GmbH, 

Berlin, wohnhaft in Berlin. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Herr Mirpour im Falle seiner Wahl voraussichtlich 

zum Vorsitzenden des Aufsichtsrats gewählt werden wird. 

Es ist beabsichtigt, die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats jeweils als Einzelwahl 

durchzuführen. 

6. Beschlussfassung über die Anpassung von § 15 Abs. 1 der Satzung 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

§ 15 Absatz 1 der Satzung wird wie folgt vollständig neu gefasst: 
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„Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten jeweils eine feste jährliche Vergütung 

von EUR 5.000,00 (in Worten: Euro fünftausend). Der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats erhält das Doppelte.“ 

7. Beschlussfassung über die Anpassung von § 17 Abs. 3 Satz 2 der Satzung 

Durch das Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen 

(Bundesgesetzblatt I Nr. 354 2023) wurde § 123 Abs. 4 Satz 2 AktG geändert und als 

Stichtag für den Nachweis des Anteilsbesitzes bei Inhaberaktien börsennotierter 

Gesellschaften statt des Beginns des 21. Tages vor der Hauptversammlung der 

Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung festgelegt. Im Interesse einer 

einfacheren Handhabung für die Gesellschaft und ihre Aktionäre soll diese Änderung 

auch für die nicht börsennotierte Gesellschaft nachvollzogen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

§ 17 Absatz 3 Satz 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„Der besondere Nachweis über den Anteilsbesitz hat sich auf den Geschäftsschluss 

des 22. Tages vor der Hauptversammlung (Nachweisstichtag) zu beziehen und 

muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 

mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen.“ 

8. Beschlussfassung über die Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe 

von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 

dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts, 

sowie über die entsprechende Satzungsänderung zur Schaffung eines bedingten 

Kapitals und Aufhebung der entsprechenden bestehenden Ermächtigung 

Die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) und zum 

Ausschluss des Bezugsrechts vom 2. Juni 2017 ist zum 1. Juni 2022 ausgelaufen.  

Die Hauptversammlung der Gesellschaft am 30. Juni 2022 hat unter 

Tagesordnungspunkt 8 beschlossen, das Bedingte Kapital 2015/2017 aufzuheben 

und durch eine neue Ermächtigung und ein neues Bedingtes Kapital 2022 zu 
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ersetzen. Dieser Beschluss ist Gegenstand anhängiger Anfechtungs- und 

Nichtigkeitsklagen. 

Derzeit stehen keine Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) aus.  

Zwischenzeitlich wurde durch das Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden 

Investitionen (Bundesgesetzblatt I Nr. 354 2023) die Grenze für bedingte Kapitalia 

(§ 192 Abs. 3 Satz 1 AktG) geändert. 

Vor dem Hintergrund der Gesetzesänderung und um der Gesellschaft Flexibilität zu 

gewähren, ist beabsichtigt eine neue Ermächtigung nebst entsprechendem bedingtem 

Kapital zu schaffen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:  

a) Aufhebung bestehender Ermächtigung 

Die Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen und zum 

Ausschluss des Bezugsrechts vom 30. Juni 2022 wird mit Wirksamwerden der 

neuen unter nachstehenden lit. b) dieses Tagesordnungspunkts 8 vorgeschlagenen 

Ermächtigung aufgehoben. 

b) Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen und zum 

Ausschluss des Bezugsrechts 

 aa)  Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 26. Juni 

2029 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“) im Nennbetrag von bis zu 

EUR 700.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den 

Gläubigern bzw. Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- oder 

Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von bis zu EUR 38.344.479,00 nach näherer Maßgabe der 
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jeweiligen Options- bzw. Wandelanleihebedingungen bzw. 

Genussrechtsbedingungen (im Folgenden jeweils „Bedingungen“) zu gewähren. 

Die jeweiligen Bedingungen können auch Pflichtwandlungen zum Ende der 

Laufzeit oder zu anderen Zeiten vorsehen, einschließlich der Verpflichtung zur 

Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts. Die Ausgabe von 

Schuldverschreibungen kann auch gegen Erbringung von Sacheinlagen erfolgen. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 

entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-

Landes begeben werden. Die Schuldverschreibungen können auch durch von der 

Gesellschaft abhängige oder in ihrem unmittelbaren oder mittelbaren 

Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaften begeben werden; in diesem Fall wird der 

Vorstand ermächtigt, für die abhängige oder im Mehrheitsbesitz stehende 

Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den 

Gläubigern solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf 

Aktien der Gesellschaft zu gewähren. Bei Emission der Schuldverschreibungen 

können bzw. werden diese im Regelfall in jeweils unter sich gleichberechtigte 

Teilschuldverschreibungen eingeteilt. 

 bb) Bezugsrechtsgewährung; Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

einzuräumen. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren 

Kredit- oder Wertpapierinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 

den Aktionären mittelbar im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG zum Bezug anzubieten 

(sogenanntes mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die 

Schuldverschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 

(1) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen, 

(2) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen oder in ihrem unmittelbaren bzw. 

mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft bereits ausgegeben wurden 

oder noch werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
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nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von 

Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde, 

(3) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 

Wandlungs- oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben werden und 

der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 

ermittelten theoretischen Wert der Teilschuldverschreibungen nicht wesentlich 

im Sinne der §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Diese 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für 

Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des 

Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 20 % des Grundkapitals entfällt, 

und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 

Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung 

eigener Aktien anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 

Satz 5 Hs. 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ferner 

sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des 

Bezugsrechts nach § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben wurden, und 

(4) soweit die Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen ausgegeben werden, 

sofern der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen Verhältnis zu dem nach 

vorstehendem lit. b) bb) (3) zu ermittelnden Marktwert der 

Schuldverschreibungen steht. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder 

Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden, wird 

der Vorstand zudem ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind (das heißt keine 

Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der 

Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet 

wird). Außerdem müssen in diesem Falle die Verzinsung und der Ausgabebetrag 

der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der 
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Begebung aktuellen Marktkonditionen für eine vergleichbare Mittelaufnahme 

entsprechen. 

 cc) Wandlungs- und Optionsrechte 

Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht können die 

Gläubiger ihre Schuldverschreibungen nach Maßgabe der Bedingungen in Aktien 

der Gesellschaft wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des 

Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Wandlungsverhältnis kann 

sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer 

Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der 

Gesellschaft ergeben. Das Wandlungsverhältnis kann auf eine ganze Aktienzahl 

auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung 

festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen 

zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die Bedingungen können 

auch ein variables Wandlungsverhältnis vorsehen. Der anteilige Betrag am 

Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den 

Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den 

Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Bedingungen zum 

Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigen. Die Optionsbedingungen können 

vorsehen, dass der Optionspreis ganz oder teilweise auch durch Übertragung von 

Teilschuldverschreibungen erbracht werden kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich 

aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den 

Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Bezugsverhältnis kann auf eine 

ganze Aktienzahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende 

Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen 

zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die Bedingungen können 

auch ein variables Bezugsverhältnis vorsehen. Der anteilige Betrag am 

Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den 

Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 
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 dd) Wandlungs- und Optionspflichten 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine Wandlungs- 

oder Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt 

(nachstehend jeweils auch „Endfälligkeit“) begründen oder das Recht der 

Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit den Inhabern der 

Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 

Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. In diesen Fällen kann der 

Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie dem volumengewichteten 

Durchschnitt der zuletzt festgestellten Preise der Aktie der Gesellschaft im 

Freiverkehrs-Handel der Hanseatischen Wertpapierbörse Hamburg während 

der zehn (10) aufeinanderfolgenden Börsenhandelstage vor oder nach dem Tag 

der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn dieser unterhalb des unter 

nachstehendem lit. b) ee) genannten Mindestpreises liegt. Ist kein 

volumengewichteter Durchschnitt der zuletzt festgestellten Preise der Aktie 

während der zehn (10) aufeinanderfolgenden Börsenhandelstage vor oder nach 

dem Tag der Endfälligkeit der Schuldverschreibungen feststellbar oder ist der 

Handel der Aktie der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel der Hanseatischen 

Wertpapierbörse Hamburg eingestellt, kann der Wandlungs- oder Optionspreis 

für eine Aktie dem zuletzt feststellbaren volumengewichteten Durchschnitts 

der festgestellten Preise einer Aktie der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel 

der deutschen Börse mit dem letzten Handelsumsatz von Aktien der 

Gesellschaft während zehn (10) aufeinanderfolgenden Börsenhandelstage vor 

oder nach dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn jeder dieser 

Preise unterhalb des unter nachstehendem lit. b) ee) genannten Mindestpreises 

liegt; sofern (i) kein Börsenpreis einer deutschen Börse nach vorstehenden 

Bestimmungen feststellbar ist oder (ii) während der letzten drei Monate an 

weniger als einem Drittel der Börsentage Börsenkurse festgestellt wurden und 

mehrere nacheinander festgestellte Börsenkurse um mehr als 5 Prozent 

voneinander abweichen, ist als Referenzwert zur Ermittlung des Wandlungs- 

oder Optionspreises auf den Wert je Aktie der Gesellschaft vor oder nach dem 

Tag der Endfälligkeit abzustellen, der auf Grundlage einer rechtlich zulässigen 

und anerkannten Bewertung des Unternehmens ermittelt wird.  
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Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Endfälligkeit je 

Teilschuldverschreibung auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der einzelnen 

Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 AktG in Verbindung mit 

§ 199 Abs. 2 AktG ist zu beachten. 

 ee) Wandlungs- bzw. Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie muss – mit 

Ausnahme der Fälle, in denen eine Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen ist 

– entweder mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts der zuletzt 

festgestellten Preise der Aktie der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel der 

Hanseatischen Wertpapierbörse Hamburg an den zehn (10) aufeinanderfolgenden 

Börsenhandelstagen in Hamburg vor dem Tag der endgültigen Entscheidung des 

Vorstands über die Platzierung von Schuldverschreibungen bzw. über die Annahme 

oder Zuteilung durch die Gesellschaft im Rahmen einer Platzierung von 

Schuldverschreibungen betragen oder – für den Fall der Einräumung eines 

Bezugsrechts – mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts der zuletzt 

festgestellten Preise der Aktie der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel der 

Hanseatischen Wertpapierbörse Hamburg während (i) der Tage, an denen die 

Bezugsrechte im Freiverkehrs-Handel der Hanseatischen Wertpapierbörse 

Hamburg gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage 

des Bezugsrechtshandels, oder, falls kein entsprechender Handel der Bezugsrechte 

stattfindet, (ii) der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum Zeitpunkt der 

endgültigen Festlegung des Bezugspreises entsprechen. §§ 9 Abs. 1 und 199 AktG 

bleiben unberührt. Ist kein volumengewichteter Durchschnitt der zuletzt 

festgestellten Preise der Aktie der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel der 

Hanseatischen Wertpapierbörse Hamburg an den zehn (10) aufeinanderfolgenden 

Börsenhandelstagen in Hamburg vor dem Tag der endgültigen Entscheidung des 

Vorstands über die Platzierung von Schuldverschreibungen bzw. über die Annahme 

oder Zuteilung durch die Gesellschaft im Rahmen einer Platzierung von 

Schuldverschreibungen feststellbar oder ist der Handel der Aktie der Gesellschaft 

im Freiverkehrs-Handel der Hanseatischen Wertpapierbörse Hamburg eingestellt, 

muss der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis, sofern die Aktie im 

Freiverkehrs-Handel einer anderen deutschen Börse handelt, den in entsprechender 
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Anwendung der Regelungen in Satz 1 dieses Abschnitts ee) ermittelten Preisen an 

dieser Börse entsprechen. 

Sofern (i) kein volumengewichteter Durchschnitt der Preise einer Aktie der 

Gesellschaft an einer deutschen Börse nach vorstehenden Bestimmungen 

feststellbar ist oder (ii) während der letzten drei Monate an weniger als einem Drittel 

der Börsentage Börsenkurse festgestellt wurden und mehrere nacheinander 

festgestellte Börsenkurse um mehr als 5 Prozent voneinander abweichen, ist als 

Referenzwert auf den Wert je Aktie der Gesellschaft vor dem Tag der endgültigen 

Entscheidung des Vorstands über die Platzierung von Schuldverschreibungen bzw. 

über die Annahme oder Zuteilung durch die Gesellschaft im Rahmen einer 

Platzierung von Schuldverschreibungen abzustellen, der auf Grundlage einer 

rechtlich zulässigen und anerkannten Bewertung des Unternehmens ermittelt wird. 

Bei mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 

verbundenen Schuldverschreibungen kann der Wandlungs- oder Optionspreis 

unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach 

näherer Bestimmung der Bedingungen dann ermäßigt werden, wenn die 

Gesellschaft während der Wandlungs- oder Optionsfrist unter Einräumung eines 

Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder wenn die Gesellschaft 

weitere Schuldverschreibungen begibt bzw. sonstige Optionsrechte gewährt oder 

garantiert und den Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten kein Bezugsrecht in dem 

Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder 

Optionsrechte bzw. der Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten zustünde. 

Die Ermäßigung des Options- oder Wandlungspreises kann auch nach Maßgabe der 

näheren Bestimmungen der Schuldverschreibungen durch eine Barzahlung bei 

Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts bzw. bei Erfüllung von Wandlungs- 

bzw. Optionspflichten erfüllt werden. Die Bedingungen können auch für andere 

Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Werts der Wandlungs- oder 

Optionsrechte führen können (zum Beispiel auch bei Zahlung einer Dividende), eine 

wertwahrende Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises vorsehen. In jedem 

Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu 

beziehenden Aktien den Nennbetrag der jeweiligen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. 
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 ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten 

Die Bedingungen können jeweils festlegen, dass im Falle der Wandlung oder 

Optionsausübung bzw. bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten auch 

künftig nach § 71 Abs. 1 AktG erworbene eigene Aktien oder andere Leistungen 

gewährt werden können. Ferner kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft im 

Falle der Wandlung oder Optionsausübung bzw. bei Erfüllung der Options- und 

Wandlungspflichten den Inhabern der Schuldverschreibungen nicht Aktien der 

Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt oder liquide Aktien 

einer anderen Gesellschaft gewährt. 

Die Bedingungen können auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Fälligkeit 

der Schuldverschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder 

teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft oder 

liquide Aktien einer anderen Gesellschaft zu gewähren. 

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann außerdem vorgesehen 

werden, dass die Zahl der bei Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 

nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten zu beziehenden Aktien 

variabel ist und/oder der Wandlungs- oder Optionspreis innerhalb einer vom 

Vorstand festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des 

Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen während der 

Laufzeit verändert werden kann. 

 gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 

Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, 

Laufzeit und Stückelung, Wandlungs- oder Optionspreis und den Wandlungs- oder 

Optionszeitraum festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die 

Schuldverschreibungen begebenden, abhängigen oder in unmittelbarem oder 

mittelbarem Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft festzulegen. 

c) Neues Bedingtes Kapital 2024 

Das Grundkapital wird um bis zu EUR 38.344.479,00 durch Ausgabe von bis zu 

38.344.479,00 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
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(„Bedingtes Kapital 2024“). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung 

von Aktien bei Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. bei der 

Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten an die Inhaber bzw. Gläubiger von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund des 

vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses ausgegeben worden sind. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehenden 

Ermächtigung jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte 

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als die Inhaber von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder abhängigen oder im 

Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen aufgrund der 

vorstehenden Ermächtigung ausgegeben bzw. garantiert werden, ihre Wandlungs- 

bzw. Optionsrechte ausüben oder Wandlungspflichten erfüllen, oder soweit die 

Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des 

fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. 

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahrs an am Gewinn teil, in 

dem sie entstehen; abweichend hiervon kann der Vorstand für 

Schuldverschreibungen, die aufgrund des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses 

ausgegeben bzw. garantiert werden, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an 

am Gewinn teilnehmen, für das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten oder der Erfüllung von Wandlungspflichten oder bei Ausübung 

eines Wahlrechts durch die Gesellschaft noch kein Beschluss der 

Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 

bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 4 

Abs. 1, 2 und 6 der Satzung der Gesellschaft entsprechend der jeweiligen 

Inanspruchnahme des bedingten Kapitals und nach Ablauf sämtlicher Options- und 

Wandlungsfristen zu ändern. 
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d) Neufassung von § 4 Abs. 6 der Satzung 

Für das Bedingte Kapital 2024 wird § 4 Abs. 6 der Satzung aufgehoben und wie 

folgt neu gefasst: 

(6) 

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 38.344.479,00 durch Ausgabe von bis 

zu 38.344.479 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit 

Gewinnberechtigung bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024). Die 

bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als die Inhaber 

von Wandlungs- bzw. Optionsrechten aus oder im Zusammenhang mit 

Schuldverschreibungen, Genussrechten und Gewinnschuldverschreibungen 

bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Schuldverschreibungen (oder einer Kombination dieser Instrumente), die 

von der Gesellschaft oder abhängigen oder im Mehrheitsbesitz der 

Gesellschaft stehenden Unternehmen aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 27. Juni 2024 

ausgegeben bzw. garantiert werden, ihre Wandlungs- bzw. Optionsrechte 

ausüben oder Wandlungspflichten erfüllen, oder soweit die Gesellschaft ein 

Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 

Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. Die neuen Aktien 

nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am 

Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand für 

Schuldverschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 27. Juni 2024 ausgegeben bzw. garantiert werden, 

sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass 

die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an am Gewinn 

teilnehmen, für das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten oder der Erfüllung von Wandlungspflichten oder bei 

Ausübung eines Wahlrechts durch die Gesellschaft noch kein Beschluss der 

Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst 

worden ist. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, diesen § 4 Abs. 6 sowie § 4 

Abs. 1 und 2 dieser Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme 
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des bedingten Kapitals und nach Ablauf sämtlicher Options- und 

Wandlungsfristen zu ändern. 

e) Anmeldung zur Eintragung im Handelsregister, Ermächtigung zur 

Änderung der Satzung 

Der Vorstand wird angewiesen, die unter vorstehenden lit.  a) und lit. d) dieses 

Tagesordnungspunkts 8 beschlossene Aufhebung des § 4 Abs. 6 der Satzung 

und das neue Bedingte Kapital 2024 gemäß vorstehenden lit.  c) und lit. d) 

dieses Tagesordnungspunkts unabhängig von den übrigen Beschlüssen der 

Hauptversammlung zur Eintragung im Handelsregister anzumelden. 

9. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und zu 

deren Verwendung sowie der Ermächtigung zur Einziehung erworbener 

eigener Aktien und Kapitalherabsetzung, einschließlich des Ausschlusses des 

Andienungs- und Bezugsrechts, sowie Aufhebung der entsprechenden 

bestehenden Ermächtigung 

Zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien bedarf die Gesellschaft gemäß 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, soweit nicht gesetzlich ausdrücklich zugelassen, einer 

besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung. Diese wurde zuletzt von 

der Hauptversammlung der Gesellschaft am 22. Juni 2023 in einem Umfang von bis 

zu 10 % des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft und mit einer Laufzeit bis 

zum 21. Juni 2028 erteilt. 

Durch das Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen 

(Bundesgesetzblatt I Nr. 354 2023) wurde zwischenzeitlich u.a. der im Rahmen der 

Verwendungsermächtigung für eigene Aktien geltende § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

geändert. 

Um auch zukünftig flexibel den Erwerb und die Verwendung eigener Aktien zu 

ermöglichen, soll der Hauptversammlung vorgeschlagen werden, der Gesellschaft 

unter Aufhebung der bisherigen Ermächtigungen eine neue Ermächtigung zum 

Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien zu erteilen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:  
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a) Aufhebung bestehender Ermächtigung 

Die bestehende Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 

Aktien wird mit Wirksamwerden der neuen unter nachstehenden lit. b) bis 

einschließlich lit. f) dieses Tagesordnungspunkts 9 vorgeschlagenen 

Ermächtigung aufgehoben.  

b) Schaffung einer neuen Ermächtigung 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 

26. Juni 2029 unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) 

eigene Aktien der Gesellschaft in einem Umfang von bis zu insgesamt 10 % 

des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – 

des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 

der Gesellschaft zu erwerben. Die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen 

Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien der Gesellschaft,  welche 

die Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder die ihr nach den §§ 

71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des jeweiligen 

Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen. Die Ermächtigung kann einmal 

oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in Verfolgung eines oder mehrerer 

Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch durch Konzernunternehmen oder von 

Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder der Konzernunternehmen ausgeübt 

werden. Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen 

Aktien ausgenutzt werden. 

c) Art und Weise des Erwerbs eigener Aktien 

Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands (i) unter 

Wahrung des Gleichbehandlungsgebots (§ 53a AktG) über die Börse 

(Freiverkehr einer inländischen Börse, sofern ein Handel mit Aktien der 

Gesellschaft in diesem Marktsegment erfolgt), (ii) mittels eines an alle 

Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels 

einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten (der Erwerb gemäß (ii) im Folgenden „Öffentliches 

Erwerbsangebot“) oder (iii) mittels eines öffentlichen Angebots zum Tausch 

bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf Tausch 
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von jeweils liquiden Aktien einer anderen Gesellschaft („Tauschaktien“), 

gegen Aktien der Gesellschaft (der Erwerb gemäß (iii) im Folgenden 

„Öffentliches Tauschangebot“). 

aa) Erwerb der Aktien über die Börse 

Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, darf der von der 

Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 

vom Skontroführer zu Beginn des Präsenzhandels eines jeweiligen 

Börsenhandelstages ermittelten Eröffnungspreis einer Aktie der 

Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel der Hanseatischen Wertpapierbörse 

Hamburg nicht um mehr als 10 % überschreiten bzw. unterschreiten. Ist 

kein aktueller Eröffnungspreis feststellbar, ist der Kaufpreis anhand des 

zuletzt feststellbaren Eröffnungspreises einer Aktie der Gesellschaft im 

Freiverkehrs-Handel der deutschen Börse mit dem letzten Handelsumsatz 

von Aktien der Gesellschaft zu bestimmen, wobei der von der 

Gesellschaft bezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 

jeweils maßgeblichen Eröffnungspreis nicht um mehr als 10 % 

überschreiten bzw. unterschreiten darf. 

bb) Erwerb der Aktien mittels eines Öffentlichen Erwerbsangebots 

Bei einem Erwerb im Wege eines Öffentlichen Erwerbsangebots kann die 

Gesellschaft einen festen Erwerbspreis oder eine Kaufpreisspanne je 

Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) festlegen, innerhalb derer sie bereit ist, 

Aktien zu erwerben. In dem Öffentlichen Erwerbsangebot kann die 

Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder Abgabe des Angebots und 

die Möglichkeit und die Bedingungen für eine Anpassung der 

Kaufpreisspanne während der Frist im Falle nicht nur unerheblicher 

Kursveränderungen festlegen. Der Kaufpreis wird im Falle einer 

Kaufpreisspanne anhand der in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen 

der Aktionäre genannten Verkaufspreise und des vom Vorstand 

festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt. 

(1) Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesellschaft dürfen der 

angebotene Kaufpreis (ohne Erwerbsnebenkosten) oder die 
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Kaufpreisspanne den volumengewichteten Durchschnitt der 

festgestellten Preise einer Aktie der Gesellschaft im Freiverkehr an 

den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen im Freiverkehrs-Handel der 

Hanseatischen Wertpapierbörse Hamburg vor dem Tag der 

öffentlichen Ankündigung des Kaufangebots um nicht mehr als 

20 % überschreiten bzw. unterschreiten. 

Im Falle einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die 

Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der 

öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(2) Bei einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe 

von Verkaufsangeboten darf der auf Basis der abgegebenen 

Angebote ermittelte Kaufpreis (ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie 

der Gesellschaft den volumengewichteten Durchschnitt der 

festgestellten Preise einer Aktie der Gesellschaft im Freiverkehr an 

den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen im Freiverkehrs-Handel der 

Hanseatischen Wertpapierbörse Hamburg vor dem Tag der 

Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten um nicht mehr als 20 % überschreiten bzw. 

unterschreiten. 

Im Falle einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die 

Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der 

öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(3) Ist kein volumengewichteter Durchschnitt der Preise einer Aktie der 

Gesellschaft während der letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor 

dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Kaufangebots bzw. vor 

der Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten im Freiverkehrs-Handel der Hanseatischen 

Wertpapierbörse Hamburg feststellbar oder ist der Handel der Aktie 

der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel der Hanseatischen 

Wertpapierbörse Hamburg eingestellt, ist der feste Kaufpreis oder 

die Kaufpreisspanne auf Grundlage des zuletzt feststellbaren 

volumengewichteten Durchschnitts der festgestellten Preise einer 
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Aktie der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel der deutschen Börse 

mit dem letzten Handelsumsatz von Aktien der Gesellschaft 

während der fünf (5) aufeinanderfolgenden Börsenhandelstage vor 

dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots bzw. vor dem 

Tag der Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten zu bestimmen. 

(4) Anstelle der volumengewichteten Durchschnittspreise der Aktie der 

Gesellschaft ist, wenn (i) kein Börsenpreis einer deutschen Börse 

nach vorstehenden Absätzen 2 und 3 feststellbar ist oder 

(ii) während der letzten drei Monate an weniger als einem Drittel 

der Börsentage Börsenkurse festgestellt worden sind und mehrere 

nacheinander festgestellte Börsenkurse um mehr als 5 Prozent 

voneinander abweichen, als Referenzwert zur Feststellung des 

festen Kaufpreises oder der Kaufpreisspanne auf den Wert je Aktie 

der Gesellschaft vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des 

Angebots bzw. vor der Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten abzustellen, der auf Grundlage einer von einem 

von der Wirtschaftsprüferkammer Berlin zu benennenden, 

unabhängigen sachverständigen Gutachter durchgeführten 

Unternehmensbewertung gemäß dem IDW Standard 1 „Grundsätze 

zur Durchführung von Unternehmensbewertungen“ ermittelt wird.  

Das Volumen des Öffentlichen Erwerbsangebots kann begrenzt werden.  

(1) Sofern die von den Aktionären zum Erwerb angebotenen Aktien 

den Gesamtbetrag des Öffentlichen Erwerbsangebots 

überschreiten, erfolgt – vorbehaltlich nachstehender Ziffer (2) – 

die Berücksichtigung oder die Annahme im Verhältnis des 

Gesamtbetrags des Öffentlichen Erwerbsangebots zu den 

insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien. Es kann aber 

vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu 100 

angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. 

Des Weiteren kann zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von 

Aktien eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen 
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vorgesehen werden. Ein etwaiges Andienungsrecht ist insoweit 

ausgeschlossen.  

(2) Die Abwicklung des öffentlichen Kaufangebots kann stattdessen 

auch mittels den Aktionären zur Verfügung gestellter 

Andienungsrechte erfolgen. 

o Die Andienungsrechte können pro Aktie der Gesellschaft 

zugeteilt werden. Gemäß dem Verhältnis des Grundkapitals 

der Gesellschaft zum Volumen der von der Gesellschaft 

zurückzukaufenden Aktien berechtigt eine entsprechend 

vom Vorstand festzusetzende Anzahl Andienungsrechte 

zur Veräußerung einer Aktie der Gesellschaft an diese. 

o Andienungsrechte können auch dergestalt zugeteilt werden, 

dass jeweils ein Andienungsrecht pro Anzahl von Aktien 

zugeteilt wird, die sich aus dem Verhältnis des 

Grundkapitals zum Volumen des Öffentlichen 

Erwerbsangebots ergibt. Bruchteile von 

Andienungsrechten werden nicht zugeteilt; für diesen Fall 

werden die entsprechenden Teilandienungsrechte 

ausgeschlossen. 

Die nähere Ausgestaltung der Andienungsrechte, insbesondere ihr 

Inhalt, die Laufzeit und gegebenenfalls ihre Handelbarkeit, 

bestimmt der Vorstand. 

Das Öffentliche Erwerbsangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. 

cc) Erwerb der Aktien mittels eines Öffentlichen Tauschangebots 

Bei einem Erwerb im Wege eines Öffentlichen Tauschangebots kann die 

Gesellschaft entweder ein Tauschverhältnis oder eine entsprechende 

Tauschpreisspanne (in Form einer oder mehrerer Tauschaktien und 

rechnerischer Bruchteile einschließlich etwaiger Bar- oder 

Spitzenbeträge) festlegen, zu dem/der sie bereit ist, die Aktien der 

Gesellschaft zu erwerben. Dabei kann eine Barleistung als ergänzende 
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Zahlung oder zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erfolgen. In dem 

Öffentlichen Tauschangebot kann die Gesellschaft eine Frist für die 

Annahme oder Abgabe des Öffentlichen Tauschangebots und die 

Möglichkeit und die Bedingungen für eine Anpassung des 

Tauschverhältnisses oder der Tauschpreisspanne während der Frist im 

Falle nicht nur unerheblicher Kursveränderungen festlegen. Das 

Tauschverhältnis wird im Falle einer Tauschpreisspanne anhand der in 

den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genannten 

Tauschverhältnisse und/oder sonstigen Angaben und des vom Vorstand 

festgelegten Erwerbsvolumens festgelegt werden.  

(1) Bei einem Öffentlichen Tauschangebot der Gesellschaft dürfen das 

angebotene Tauschverhältnis oder die maßgeblichen Grenzwerte der 

Tauschpreisspanne bezogen auf eine oder mehrere Tauschaktien und 

rechnerische Bruchteile einschließlich etwaiger Bar- oder 

Spitzenbeträge (ohne Erwerbsnebenkosten) den maßgeblichen Wert 

einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 20 % überschreiten 

bzw. unterschreiten. Zur Berechnung ist hierbei jeweils der 

volumengewichtete Durchschnitt der festgestellten Preise einer 

Aktie der Gesellschaft im Freiverkehr an den letzten fünf (5) 

Börsenhandelstagen im Freiverkehrs-Handel der Hanseatischen 

Wertpapierbörse Hamburg vor dem Tag der öffentlichen 

Ankündigung des Öffentlichen Tauschangebots anzusetzen. 

Im Falle einer Anpassung des Tauschverhältnisses oder der 

Tauschpreisspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf 

(5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der 

Anpassung abgestellt. 

(2) Ist kein volumengewichteter Durchschnitt der Preise der Aktie der 

Gesellschaft während der letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor 

dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Öffentlichen 

Tauschangebots im Freiverkehrs-Handel der Hanseatischen 

Wertpapierbörse Hamburg feststellbar oder ist der Handel der Aktie 

der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel der Hanseatischen 

Wertpapierbörse Hamburg eingestellt, ist das Tauschverhältnis oder 
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die Tauschpreisspanne auf Grundlage des volumengewichteten 

Durchschnitts der festgestellten Preise der Aktie der Gesellschaft im 

Freiverkehrs-Handel der deutschen Börse mit dem letzten 

Handelsumsatz von Aktien der Gesellschaft während der fünf (5) 

aufeinanderfolgenden Börsenhandelstage vor dem Tag der 

öffentlichen Ankündigung des Öffentlichen Tauschangebots zu 

bestimmen.  

(3) Anstelle der volumengewichteten Durchschnittspreise der Aktie der 

Gesellschaft ist, wenn (i) kein Börsenpreis einer deutschen Börse 

nach vorstehenden Absätzen 2 und 3 feststellbar ist oder (ii) 

während der letzten drei Monate an weniger als einem Drittel der 

Börsentage Börsenkurse festgestellt worden und mehrere 

nacheinander festgestellte Börsenkurse um mehr als 5 Prozent 

voneinander abweichen, als Referenzwert zur Feststellung des 

Tauschverhältnisses oder der Tauschpreisspanne auf den Wert je 

Aktie der Gesellschaft vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung 

des Öffentlichen Tauschangebots abzustellen, der auf Grundlage 

einer von einem von der Wirtschaftsprüferkammer Berlin zu 

benennenden, unabhängigen sachverständigen Gutachter 

durchgeführten Unternehmensbewertung gemäß dem IDW Standard 

1 „Grundsätze zur Durchführung von Unternehmensbewertungen“ 

ermittelt wird. 

Das Volumen des Öffentlichen Tauschangebots kann begrenzt werden.  

(1) Sofern die von den Aktionären zum Tausch angebotenen Aktien den 

Gesamtbetrag des Öffentlichen Tauschangebots überschreiten, 

erfolgt – vorbehaltlich nachstehender Ziffer (2) – die 

Berücksichtigung oder die Annahme im Verhältnis des 

Gesamtbetrags des Öffentlichen Tauschangebots zu den insgesamt 

von den Aktionären angebotenen Aktien der Gesellschaft. Es kann 

aber vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu 100 

angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. 

Des Weiteren kann zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von 

Aktien eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen 
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vorgesehen werden. Ein etwaiges Andienungsrecht der Aktionäre ist 

insoweit ausgeschlossen. 

(2) Die Abwicklung des Öffentlichen Tauschangebots kann stattdessen 

auch mittels den Aktionären zur Verfügung gestellter 

Andienungsrechte erfolgen.  

o Die Andienungsrechte können pro Aktie der Gesellschaft 

zugeteilt werden. Gemäß dem Verhältnis des Grundkapitals 

der Gesellschaft zum Volumen der von der Gesellschaft 

zurückzukaufenden Aktien berechtigt eine entsprechend 

vom Vorstand festzusetzende Anzahl Andienungsrechte 

zur Veräußerung einer Aktie der Gesellschaft an diese. 

o Andienungsrechte können auch dergestalt zugeteilt werden, 

dass jeweils ein Andienungsrecht pro Anzahl von Aktien 

zugeteilt wird, die sich aus dem Verhältnis des 

Grundkapitals zum Volumen des Öffentlichen 

Tauschangebots ergibt. Bruchteile von Andienungsrechten 

werden nicht zugeteilt; für diesen Fall werden die 

entsprechenden Teilandienungsrechte ausgeschlossen.  

Die nähere Ausgestaltung der Andienungsrechte, insbesondere ihr 

Inhalt, die Laufzeit und gegebenenfalls ihre Handelbarkeit, 

bestimmt der Vorstand. 

Das Öffentliche Tauschangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. 

Als Basis für die Berechnung des maßgeblichen Werts für jede Tauschaktie ist 

der Schlusskurs im Xetra-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse bzw., falls 

kein Handel der Tauschaktie im Xetra-System erfolgt, in dem im jeweiligen 

Marktsegment eingesetzten und dem Xetra-Handelssystem am nächsten 

kommenden Handelssystem, einschließlich des Freiverkehrs einer deutschen 

oder ausländischen Börse, derjenigen Börse, an der die Tauschaktie im 

vorausgegangenen abgelaufenen Kalenderjahr den höchsten Handelsumsatz 

erzielte, am dritten Börsenhandelstag vor der öffentlichen Ankündigung des 

Tauschangebots anzusetzen. 
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d) Weitere Ausgestaltung 

Die weiteren, nicht bereits in lit. c) genannten näheren Einzelheiten der 

Ausgestaltung des Angebots bzw. der an die Aktionäre gerichteten öffentlichen 

Aufforderung zur Abgabe von Angeboten gemäß des vorstehenden lit. c) 

bestimmt der Vorstand der Gesellschaft. 

e) Ermächtigung des Vorstands zur Veräußerung und sonstigen Verwendung 

erworbener Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung 

erworbenen eigenen Aktien neben einer Veräußerung über die Börse oder 

mittels eines Angebots an alle Aktionäre auch in folgender Weise zu 

verwenden: 

aa) Sie können eingezogen werden und das Grundkapital der Gesellschaft um 

den auf die eingezogenen Aktien entfallenden Teil des Grundkapitals 

herabgesetzt werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 

eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedürfen. Der Vorstand 

kann die Aktien auch im vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung des 

Grundkapitals einziehen, sodass sich durch die Einziehung der Anteil der 

übrigen Aktien am Grundkapital erhöht. Erfolgt die Einziehung der Aktien 

im vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung des Grundkapitals, ist der 

Vorstand zur Anpassung der Aktienzahl in der Satzung ermächtigt.  

bb) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats Dritten gegen 

Sachleistungen, insbesondere im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 

Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen, angeboten und auf 

diese übertragen werden. Die vorbezeichneten Aktien können darüber 

hinaus auch zur Beendigung bzw. vergleichsweisen Erledigung von 

gesellschaftsrechtlichen Spruchverfahren bei verbundenen Unternehmen 

der Gesellschaft verwendet werden. 

cc) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung an Dritte 

veräußert werden, wenn der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft 

veräußert werden, den Börsenpreis einer Aktie der Gesellschaft (§ 24 Abs. 1 
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BörsG) zum Veräußerungszeitpunkt nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG). 

dd) Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf 

Aktien der Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit von der 

Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandel- 

oder Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandel- oder 

Optionsrechten verwendet werden. 

f) Sonstige Regelungen  

Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen, soweit der Vorstand Aktien 

der Gesellschaft gemäß den vorstehenden Ermächtigungen in den Buchstaben 

lit. e) bb) bis dd) verwendet. Darüber hinaus kann der Vorstand im Fall der 

Veräußerung von Aktien der Gesellschaft im Rahmen eines Verkaufsangebots 

an die Aktionäre der Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge ausschließen. 

Insgesamt dürfen die aufgrund der Ermächtigungen unter vorstehenden lit.  e) 

cc) und dd) dieses Tagesordnungspunkts 9 verwendeten Aktien, soweit sie in 

entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG (unter 

Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen nicht wesentlich unter dem 

Börsenpreis) ausgegeben werden, 20 % des Grundkapitals nicht übersteigen, 

und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch – falls dieser Wert 

geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung. Auf diese 

Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung bis zu diesem Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert werden. 

Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten ausgegeben werden oder auszugeben sind, soweit diese 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

Die vorstehend aufgeführten Ermächtigungen zur Verwendung eigener Aktien 

können ganz oder bezogen auf Teilvolumina der erworbenen eigenen Aktien 
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einmal oder mehrmals, einzeln oder zusammen, ausgenutzt werden. Die 

vorstehend aufgeführten Ermächtigungen können auch durch abhängige oder 

im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder von Dritten 

für Rechnung der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder im Mehrheitsbesitz 

der Gesellschaft stehender Unternehmen ausgeübt werden. 

10. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Einsatz von 

Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien sowie Ausschluss des 

Andienungs- und Bezugsrechts und Aufhebung der entsprechenden 

bestehenden Ermächtigung 

Um auch zukünftig flexibel den Erwerb eigener Aktien zu ermöglichen, soll der 

Vorstand in Ergänzung zu der unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagenen 

Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt 

werden, eigene Aktien auch unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten zu erwerben.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:  

a) Aufhebung bestehender Ermächtigung 

Die bestehende Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 

unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten im Rahmen des Erwerbs eigener 

Aktien nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG wird mit Wirksamwerden der neuen unter 

nachstehenden lit. b) dieses Tagesordnungspunkts 10 vorgeschlagenen 

Ermächtigung aufgehoben. 

b) Schaffung einer neuen Ermächtigung 

Unter der in Punkt 9 dieser Tagesordnung zu beschließenden Ermächtigung 

zum Erwerb eigener Aktien darf der Aktienerwerb außer auf den dort 

beschriebenen Wegen auch unter Einsatz von Put- oder Call-Optionen, 

Kombinationen aus beiden Instrumenten oder Terminkaufverträgen 

(„Eigenkapitalderivate“) durchgeführt werden. Die Gesellschaft kann auf 

physische Belieferung gerichtete Put-Optionen an Dritte verkaufen und Call-

Optionen von Dritten kaufen, wenn durch die Optionsbedingungen 

sichergestellt ist, dass diese Optionen nur mit Aktien beliefert werden, die 

ihrerseits unter Wahrung der Vorgaben der Ermächtigung erworben wurden. 
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Die Laufzeit der Optionen muss so gewählt werden, dass der Aktienerwerb in 

Ausübung der Optionen spätestens am 26. Juni 2029 erfolgt. 

Für den bei Ausübung der Put- oder Call-Optionen beziehungsweise bei 

Fälligkeit des Terminkaufs zu zahlenden Kaufpreis je Aktie (ohne 

Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen 

Optionsprämie) und das Volumen des Rückerwerbs unter Einsatz von 

Eigenkapitalderivaten gilt lit. c) bb) der unter Punkt 9 dieser Tagesordnung zu 

beschließenden Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien entsprechend. Den 

Aktionären steht kein Recht zu, derartige Optionsgeschäfte mit der 

Gesellschaft abzuschließen.  

II. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8 (Beschlussfassung über die 

Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 

dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts, 

sowie über die entsprechende Satzungsänderung zur Schaffung eines bedingten 

Kapitals und Aufhebung der entsprechenden bestehenden Ermächtigung) 

Unter Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung am 27. Juni 2024 schlagen der 

Vorstand und der Aufsichtsrat vor, den Vorstand zur Begebung von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Options- oder 

Wandlungsrecht (bzw. eine Kombination dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam 

„Schuldverschreibungen“) zu ermächtigen sowie ein neues Bedingtes Kapital 2024 zu 

schaffen. Gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

erstattet der Vorstand zu Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung über die Gründe 

für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei Ausgabe von 

neuen Schuldverschreibungen diesen Bericht: 

Die bisherige Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) und zum 

Ausschluss des Bezugsrechts ist zum 1. Juni 2022 ausgelaufen. Die 

Hauptversammlung der Gesellschaft am 30. Juni 2022 hat zwar unter 

Tagesordnungspunkt 8 beschlossen, das Bedingte Kapital 2015/2017 aufzuheben 



Seite 29 

 

und durch eine neue Ermächtigung und ein neues Bedingtes Kapital 2022 zu 

ersetzen. Dieser Beschluss ist jedoch weiterhin Gegenstand anhängiger 

Anfechtungs- und Nichtigkeitsklagen. Zwischenzeitlich wurde zudem durch das 

Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen (Bundesgesetzblatt I 

Nr. 354 2023) der maximale Gesamtumfang für bedingte Kapitalia (§ 192 Abs. 3 

Satz 1 AktG) geändert. 

Damit die Gesellschaft auch zukünftig flexibel ist, bei Bedarf 

Schuldverschreibungen auszugeben (einschließlich der Ausgabe unter Ausschluss 

des Bezugsrechts) und um diese mit Aktien zur Bedienung der daraus erwachsenden 

Options- oder Wandlungsrechte unterlegen zu können, soll das im Zusammenhang 

mit der bisherigen Ermächtigung beschlossene bedingte Kapital aufgehoben und 

durch eine neue Ermächtigung und ein neues Bedingtes Kapital 2024 geschaffen 

werden. 

Um das Spektrum der möglichen Kapitalmarktinstrumente, die Wandlungs- oder 

Optionsrechte verbriefen, auch entsprechend nutzen zu können, erscheint es sachgerecht, 

das zulässige Emissionsvolumen in der Ermächtigung auf EUR 700.000.000,00 

festzulegen. Das bedingte Kapital, das der Erfüllung der Wandlungs- oder Optionsrechte 

bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten dient, soll EUR 38.344.479,00 betragen. Damit 

wird sichergestellt, dass dieser Ermächtigungsrahmen in Abhängigkeit von der künftigen 

Wertentwicklung der Aktie der Gesellschaft möglichst weitgehend ausgenutzt werden 

kann. Die Anzahl der Aktien, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten, 

Wandlungs- oder Optionspflichten oder zur Gewährung von Aktien anstelle des fälligen 

Geldbetrags aus einer Schuldverschreibung mit einem bestimmten Emissionsvolumen 

notwendig ist, hängt in der Regel vom Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft im 

Zeitpunkt der Emission der Schuldverschreibung ab. Wenn bedingtes Kapital in 

ausreichendem Umfang zur Verfügung steht, ist die Möglichkeit zur vollständigen 

Ausnutzung des Ermächtigungsrahmens für die Begebung von Schuldverschreibungen 

gesichert. 

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die Entwicklung 

des Unternehmens. Durch die Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen 

kann die Gesellschaft je nach Marktlage attraktive Finanzierungsmöglichkeiten nutzen, 

um dem Unternehmen Kapital mit niedriger laufender Verzinsung zufließen zu lassen. 

Durch die Ausgabe von Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten kann die 
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Verzinsung zum Beispiel auch an die laufende Dividende der Gesellschaft angelehnt 

werden. Die erzielten Wandlungs- und Optionsprämien kommen der Gesellschaft bei der 

Ausgabe zugute. Die Praxis zeigt, dass einige Finanzierungsinstrumente auch erst durch 

die Gewährung von Options- oder Wandlungsrechten platzierbar werden. 

Den Aktionären ist bei der Begebung von Schuldverschreibungen grundsätzlich ein 

Bezugsrecht einzuräumen (§ 221 Abs. 4 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG). 

Der Vorstand kann von der Möglichkeit Gebrauch machen, Schuldverschreibungen an 

ein oder mehrere Kredit- oder Wertpapierinstitut(e) mit der Verpflichtung auszugeben, 

den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten 

(sogenanntes mittelbares Bezugsrecht gemäß § 186 Abs. 5 AktG). Es handelt sich hierbei 

nicht um eine Beschränkung des Bezugsrechts der Aktionäre. Den Aktionären werden 

letztlich die gleichen Bezugsrechte gewährt wie bei einem direkten Bezug. Aus 

abwicklungstechnischen Gründen werden lediglich ein oder mehrere Kredit- oder 

Wertpapierinstitute an der Abwicklung beteiligt. 

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in 

bestimmten Fällen das Bezugsrecht ausschließen zu können: 

a) Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht für 

Spitzenbeträge ausschließen können. Dieser Bezugsrechtsausschluss zielt darauf, 

die Abwicklung einer Emission mit grundsätzlichem Bezugsrecht der Aktionäre 

zu erleichtern, weil dadurch ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis 

dargestellt werden kann. Der Wert der Spitzenbeträge ist je Aktionär in der Regel 

gering, deshalb ist der mögliche Verwässerungseffekt ebenfalls als gering 

anzusehen. Demgegenüber ist der Aufwand der Emission ohne einen solchen 

Ausschluss deutlich höher. Der Ausschluss dient daher der Praktikabilität und der 

leichteren Durchführung einer Emission. Vorstand und Aufsichtsrat halten den 

möglichen Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich 

gerechtfertigt und unter Abwägung mit den Interessen der Aktionäre auch für 

angemessen. 
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b) Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern bzw. Gläubigern 

von Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es 

ihnen nach Ausübung ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung 

ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Dies bietet die Möglichkeit, 

anstelle einer Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises den Inhabern 

bzw. Gläubigern von zu diesem Zeitpunkt bereits ausgegebenen oder noch 

auszugebenden Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht als Verwässerungsschutz 

gewähren zu können. Es entspricht dem Marktstandard, Schuldverschreibungen 

mit einem solchen Verwässerungsschutz auszustatten.  

c) Der Vorstand soll weiterhin in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG ermächtigt sein, bei einer Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen 

Barleistung dieses Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

auszuschließen, wenn der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen ihren 

Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Dies kann zweckmäßig sein, um 

günstige Börsensituationen rasch wahrnehmen und eine Schuldverschreibung 

schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu können. 

Da die Aktienmärkte volatil sein können, hängt die Erzielung eines möglichst 

vorteilhaften Emissionsergebnisses in verstärktem Maße oft davon ab, ob auf 

Marktentwicklungen kurzfristig reagiert werden kann. Günstige, möglichst 

marktnahe Konditionen können in der Regel nur festgesetzt werden, wenn die 

Gesellschaft an diese nicht für einen zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. 

Bei Bezugsrechtsemissionen ist in der Regel ein nicht unerheblicher 

Sicherheitsabschlag erforderlich, um die Erfolgschancen der Emission für den 

gesamten Angebotszeitraum sicherzustellen. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG 

eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit bei Options- und 

Wandelanleihen der Konditionen dieser Anleihe) bis zum drittletzten Tag der 

Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität der Aktienmärkte besteht aber auch dann 

ein Marktrisiko über mehrere Tage, das zu Sicherheitsabschlägen bei der 

Festlegung der Anleihekonditionen führt. Auch wird bei der Gewährung eines 

Bezugsrechts wegen der Ungewissheit der Ausübung (Bezugsverhalten) eine 

alternative Platzierung bei Dritten erschwert bzw. wäre mit zusätzlichem 

Aufwand verbunden. Schließlich kann bei Einräumung eines Bezugsrechts die 

Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf eine 
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Veränderung der Marktverhältnisse reagieren, was eine für die Gesellschaft 

ungünstigere Kapitalbeschaffung erforderlich machen kann. 

Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die 

Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem Marktwert ausgegeben 

werden dürfen. Der Marktwert ist nach anerkannten finanzmathematischen 

Grundsätzen zu ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner Preisfestsetzung unter 

Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt den Abschlag vom 

Marktwert so gering wie möglich halten. Damit wird der rechnerische Wert eines 

Bezugsrechts so gering sein, dass den Aktionären durch den 

Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entsteht. 

Eine marktgerechte Festsetzung der Konditionen und damit die Vermeidung einer 

nennenswerten Wertverwässerung lassen sich auch dadurch erzielen, dass der 

Vorstand ein sogenanntes Bookbuilding-Verfahren durchführt. Bei diesem 

Verfahren werden die Investoren gebeten, auf der Grundlage vorläufiger 

Anleihebedingungen Kaufanträge zu übermitteln und dabei zum Beispiel den für 

marktgerecht erachteten Zinssatz und/oder andere ökonomische Komponenten zu 

spezifizieren. Nach Abschluss der Bookbuilding-Periode werden auf Grundlage 

der von den Investoren abgegebenen Kaufanträge die bis dahin noch offenen 

Bedingungen (zum Beispiel der Zinssatz) marktgerecht nach Angebot und 

Nachfrage festgelegt. Auf diese Weise wird der Gesamtwert der 

Schuldverschreibungen marktnah bestimmt. Durch ein solches Bookbuilding-

Verfahren kann der Vorstand sicherstellen, dass keine nennenswerte 

Verwässerung des Werts der Aktien durch den Bezugsrechtsausschluss eintritt. 

Die Aktionäre haben zudem die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der 

Gesellschaft zu annähernd gleichen Bedingungen durch einen Erwerb über die 

Börse (am Freiverkehr der Hamburger Wertpapierbörse) aufrechtzuerhalten. 

Dadurch werden ihre Vermögensinteressen angemessen gewahrt. Die 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in 

Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gilt nur für Schuldverschreibungen mit 

Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt 

nicht mehr als 20 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung.  
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Auf die 20 %-Grenze ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern sie 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Hs. 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG erfolgt. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 Satz 1 AktG in Verbindung mit 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Diese Anrechnung trägt dem 

Interesse der Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer 

Beteiligung Rechnung. 

d) Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen Sacheinlagen erfolgen, 

sofern dies im Interesse der Gesellschaft liegt. In diesem Falle ist der Vorstand 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 

auszuschließen, sofern der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen 

Verhältnis zu dem nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen zu 

ermittelnden theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen steht. Dies 

eröffnet die Möglichkeit, Schuldverschreibungen in geeigneten Einzelfällen auch 

als Gegenleistung bei Akquisitionen einsetzen zu können (zum Beispiel im 

Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen 

oder sonstigen Vermögenswerten). So hat sich in der Praxis gezeigt, dass es in 

Verhandlungen vielfach notwendig ist, nicht Geld, sondern auch oder 

ausschließlich andere Formen von Gegenleistungen anzubieten. Die Möglichkeit, 

Schuldverschreibungen als Gegenleistung anbieten zu können, stärkt damit die 

Position der Gesellschaft im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte und 

erhöht den Spielraum, um Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Vermögenswerten auch in größerem 

Umfang liquiditätsschonend ausnutzen zu können. Ein solches Vorgehen kann 

auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur sinnvoll 

sein. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 

Ermächtigung zur Begebung von Schuldverschreibungen gegen Sacheinlage mit 

Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Er wird dies nur dann tun, wenn 

ein solches Vorgehen im Interesse der Gesellschaft und damit im Interesse der 

Aktionäre liegt. 
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Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder 

Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden sollen, ist der 

Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 

insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen 

obligationsähnlich ausgestattet sind (das heißt wenn sie keine Mitgliedschaftsrechte in der 

Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe 

der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns 

oder der Dividende berechnet wird). Zudem ist erforderlich, dass die Verzinsung und der 

Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt 

der Begebung herrschenden Marktbedingungen für vergleichbare Emissionen 

entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt sind, resultieren aus dem 

Ausschluss des Bezugsrechts keine Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begründen und auch keinen 

Anteil am Liquidationserlös oder am Gewinn der Gesellschaft gewähren. Zwar kann 

vorgesehen werden, dass die Verzinsung vom Vorliegen eines Jahresüberschusses, eines 

Bilanzgewinns oder einer Dividende abhängt. Jedoch wäre eine Regelung unzulässig, 

wonach ein höherer Jahresüberschuss, ein höherer Bilanzgewinn oder eine höhere 

Dividende zu einer Erhöhung der Verzinsung führen würden. Daher werden durch die 

Ausgabe der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen weder das Stimmrecht 

noch die Beteiligung der Aktionäre an der Gesellschaft und deren Gewinn verändert oder 

verwässert. Zudem ergibt sich infolge der marktgerechten Ausgabebedingungen, die für 

diesen Fall des Bezugsrechtsausschlusses verbindlich vorgeschrieben sind, kein 

nennenswerter Bezugsrechtswert. 

Das vorgeschlagene bedingte Kapital dient dazu, Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten auf Aktien der Gesellschaft aus 

Schuldverschreibungen zu erfüllen oder den Gläubigern bzw. Inhabern von 

Schuldverschreibungen Aktien der Gesellschaft anstelle der Zahlung des jeweils fälligen 

Geldbetrags zu gewähren. Es ist zudem vorgesehen, dass die Wandlungs- oder 

Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten alternativ auch durch die 

Lieferung von eigenen Aktien oder von Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch 

andere Leistungen bedient werden können. 

Sofern der Vorstand während eines Geschäftsjahrs eine der vorstehenden 

Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss im Rahmen einer Ausgabe von 
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Schuldverschreibungen ausnutzt, wird er in der folgenden Hauptversammlung hierüber 

berichten. 

III. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 und Tagesordnungspunkt 10 

Der Vorstand erstattet der Hauptversammlung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in 

Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 9 und 

Tagesordnungspunkt 10 über die Gründe für die Ermächtigung zum Ausschluss eines 

etwaigen Andienungsrechts beim Erwerb von Aktien durch die Gesellschaft sowie zum 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Veräußerung der erworbenen eigenen 

Aktien diesen Bericht: 

Zu Tagesordnungspunkt 9 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, die Gesellschaft zu 

ermächtigen, bis zum 26. Juni 2029 eigene Aktien der Gesellschaft im Umfang von bis 

zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bzw. – falls 

dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Die eigenen Aktien sollen sowohl durch die 

Gesellschaft selbst als auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 

stehende Unternehmen (Konzernunternehmen) oder durch für Rechnung der Gesellschaft 

oder für Rechnung von Konzernunternehmen handelnde Dritte erworben werden können. 

Der Umfang der Ermächtigung ist auf bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung 

der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt. 

Zu Tagesordnungspunkt 10 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, der Gesellschaft zum 

Erwerb eigener Aktien zusätzlich zu den unter Tagesordnungspunkt 9 vorgesehenen 

Möglichkeiten bis zum 26. Juni 2029 auch den Einsatz von Eigenkapitalderivaten zu 

ermöglichen. 

Der Erwerb der eigenen Aktien kann über die Börse oder im Weg eines Öffentlichen 

Erwerbsangebots oder Öffentlichen Tauschangebots erfolgen. Bei dem Erwerb ist der 

Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre gemäß § 53a AktG zu wahren. Der 

vorgeschlagene Erwerb über die Börse oder im Wege des Öffentlichen Erwerbsangebots 

oder Öffentlichen Tauschangebots trägt dem Rechnung.  

a) Das Volumen des Öffentlichen Erwerbs- oder Tauschangebots kann begrenzt 

werden. Sofern bei einem Öffentlichen Erwerbsangebot oder Öffentlichen 
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Tauschangebot die Anzahl der angedienten Aktien das von der Gesellschaft 

vorgesehene Erwerbsvolumen übersteigt, erfolgt – vorbehaltlich der 

alternativen Zuteilung von Andienungsrechten – der Erwerb bzw. Tausch 

quotal nach dem Verhältnis der angedienten Aktien je Aktionär 

(„Andienungsquote“). Dagegen ist hierbei nicht maßgeblich, wie viele Aktien 

ein Aktionär, der Aktien zum Verkauf andient, insgesamt hält 

(„Beteiligungsquote“). Denn nur die angebotenen Aktien stehen zum Erwerb. 

Die Repartierung nach dem Verhältnis der angebotenen Aktien statt nach 

Beteiligungsquoten kann insbesondere erfolgen, da sich das Erwerbsverfahren 

so in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen abwickeln lässt. Insoweit ist 

ein etwaiges Recht der Aktionäre zur Andienung ihrer Aktien partiell 

ausgeschlossen. Dabei kann jedoch unabhängig von den von dem Aktionär 

angedienten Aktien ein bevorrechtigter Erwerb bzw. Tausch geringer 

Stückzahlen bis zu 100 Aktien (Mindestzuteilung) sowie eine Rundung nach 

kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. Diese Möglichkeiten dienen 

dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und 

kleinere Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu 

erleichtern. Auch ein faktischer Ausschluss von Kleinaktionären kann so 

vermieden werden. Den damit verbundenen Ausschluss eines weitergehenden 

Andienungsrechtes der Aktionäre hält der Vorstand vor diesem Hintergrund für 

sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären für angemessen.  

Die Ermächtigung sieht des Weiteren alternativ vor, dass der Erwerb im Rahmen 

eines öffentlichen Kaufangebots bzw. des Öffentlichen Tauschangebots mittels den 

Aktionären entsprechend ihrer Beteiligungsquote von der Gesellschaft zugeteilter 

Andienungsrechte durchgeführt werden kann. Zudem werden diese 

Andienungsrechte so ausgestaltet, dass die Gesellschaft nur zum Erwerb ganzer 

Aktien verpflichtet wird. Soweit danach Andienungsrechte nicht ausgeübt werden 

können, verfallen sie grundsätzlich, wobei den Aktionären durch eine Ermöglichung 

der Handelbarkeit der Andienungsrechte dennoch eine Verwertung ermöglicht 

werden kann. Dieses Verfahren kann im Einzelfall die technische Abwicklung des 

Aktienrückkaufs gegenüber einer Zuteilung gemäß Andienungsquoten erleichtern 

und den Verwaltungs- und Zeitaufwand reduzieren. 
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Auch bei einem Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten soll 

Aktionären ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur zustehen, soweit die 

Gesellschaft aus den Derivaten ihnen gegenüber zur Abnahme der Aktien 

verpflichtet ist. Andernfalls wäre der Einsatz von Eigenkapitalderivaten im Rahmen 

des Rückerwerbs eigener Aktien nicht möglich und die damit mögliche 

Optimierung des Rückerwerbs unter Verringerung von Preisrisiken für die 

Gesellschaft wären nicht erreichbar. Der Vorstand hält die Einschränkung des 

Andienungsrechts nach sorgfältiger Abwägung der Interessen der Aktionäre und des 

Interesses der Gesellschaft aufgrund der Vorteile, die sich aus dem Einsatz von 

Eigenkapitalderivaten für die Gesellschaft ergeben, für gerechtfertigt. 

b) Wenn für die Aktien der Gesellschaft ein Börsenpreis verfügbar ist, hat der 

Vorstand diesen grundsätzlich zu berücksichtigen. Nur sofern der Börsenpreis 

aufgrund Illiquidität des Marktes aus Sicht des Vorstands nicht aussagekräftig 

sein sollte, hat der Vorstand den maßgeblichen Wert je Aktie der Gesellschaft 

auf Grundlage einer von einem, von der Wirtschaftsprüferkammer Berlin zu 

benennenden, unabhängigen sachverständigen Gutachter durchgeführten 

Unternehmensbewertung gemäß dem IDW-Standard 1 „Grundsätze zur 

Durchführung von Unternehmensbewertungen“ festzulegen. 

Im Rahmen der Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 10 zum Einsatz von 

Eigenkapitalderivaten ist für den bei Ausübung der Put- oder Call-Optionen 

beziehungsweise bei Fälligkeit des Terminkaufs zu zahlenden Kaufpreis je Aktie 

(ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen 

Optionsprämie) ebenfalls auf diesen Maßstab abzustellen. 

c) Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass erworbene eigene Aktien 

ohne einen weiteren Hauptversammlungsbeschluss eingezogen werden können 

oder aber über die Börse oder im Wege eines öffentlichen Angebots an alle 

Aktionäre wieder veräußert werden können. Die Einziehung der eigenen 

Aktien führt grundsätzlich zur Herabsetzung des Grundkapitals der 

Gesellschaft. Der Vorstand wird aber auch ermächtigt, die eigenen Aktien ohne 

Herabsetzung des Grundkapitals gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG einzuziehen. 

Dadurch würde sich der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 

Abs. 3 AktG (rechnerischer Nennbetrag) anteilig erhöhen. Bei den beiden 
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genannten Veräußerungswegen wird der aktienrechtliche 

Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt. 

d) Außerdem soll es dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats möglich 

sein, eigene Aktien als Gegenleistung im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder als Gegenleistung beim Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen anbieten und 

übertragen zu können. Die aus diesem Grunde vorgeschlagene Ermächtigung 

soll die Gesellschaft im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte 

stärken und es ihr ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditätsschonend auf 

sich bietende Erwerbschancen zu reagieren. Dem trägt der vorgeschlagene 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. Die Entscheidung, ob 

im Einzelfall eigene Aktien genutzt werden, trifft der Vorstand, wobei er sich 

allein vom Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre leiten lässt. Bei der 

Bewertung der eigenen Aktien und der Gegenleistung hierfür wird der 

Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt 

werden.  

e) Die erworbenen eigenen Aktien sollen vom Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats auch gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre an Dritte veräußert werden können, sofern der Veräußerungspreis je 

Aktie den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft im Sinne von § 24 Abs. 1 

BörsG zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit 

dieser Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in 

entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen 

Möglichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht. 

Dadurch wird der Vorstand in die Lage versetzt, schnell und flexibel die sich 

aus günstigen Börsensituationen bietenden Chancen zu nutzen und durch eine 

marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Wiederverkaufspreis zu 

erzielen. Damit lassen sich eine Stärkung des Eigenkapitals erreichen oder neue 

Investorenkreise erschließen. Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die 

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 20 % des 

Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung noch zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. Auf 

diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der 
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Laufzeit der Wiederveräußerungsermächtigung in direkter oder entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Hierunter fallen 

auch die Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten ausgegeben wurden oder auszugeben sind, soweit diese 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu 

diesem Zeitpunkt unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Die Vermögens- und 

Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden bei diesem Weg der Veräußerung 

eigener Aktien angemessen gewahrt. Die Aktionäre haben grundsätzlich die 

Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote zu vergleichbaren Bedingungen durch 

einen Kauf von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten.  

f) Außerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien auch zur Bedienung von 

Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft aus und im 

Zusammenhang mit Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 

Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten verwenden können, die 

von der Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften ausgegeben 

wurden. Hierzu muss das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen sein. Dies 

gilt auch im Falle einer Veräußerung eigener Aktien durch ein öffentliches 

Angebot an alle Aktionäre für die Möglichkeit, den Gläubigern solcher 

Instrumente ebenfalls Bezugsrechte auf die Aktien in dem Umfang zu 

gewähren, wie es ihnen zustünde, wenn die jeweiligen Wandlungs- oder 

Optionsrechte bereits ausgeübt worden wären (Verwässerungsschutz). Diese 

Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des 

Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht 

überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 

noch zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung 

sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der 

Wiederveräußerungsermächtigung in direkter oder entsprechender Anwendung 

von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Hierunter 

fallen auch die Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 

Optionsrecht ausgegeben wurden oder auszugeben sind, soweit diese 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu 
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diesem Zeitpunkt unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

g) Der Vorstand soll des Weiteren berechtigt sein, bei Veräußerung der eigenen 

Aktien im Rahmen eines Verkaufsangebots an die Aktionäre der Gesellschaft 

das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für 

Spitzenbeträge auszuschließen. Die Möglichkeit des Ausschlusses des 

Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, ein technisch durchführbares 

Bezugsverhältnis darzustellen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 

Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden entweder durch Verkauf 

an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 

verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung 

auf Spitzenbeträge gering. 

Der Vorstand wird in den nächsten Hauptversammlungen jeweils nach § 71 

Abs. 3 Satz 1 AktG über eine etwaige Ausnutzung dieser Ermächtigungen 

berichten. 

IV. Weitere Angaben zur Einberufung 

1. Abhaltung im Wege einer virtuellen Hauptversammlung 

Der Vorstand der Gesellschaft hat auf Grundlage der Ermächtigung nach § 17 Abs. 7 der 

Satzung der Gesellschaft beschlossen, die ordentliche Hauptversammlung der 

Gesellschaft am Donnerstag, den 27. Juni 2024, als virtuelle Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre der Gesellschaft oder ihrer Bevollmächtigten (mit 

Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abzuhalten. Eine physische 

Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) an der Hauptversammlung ist 

ausgeschlossen. 

Die komplette virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Videokommunikation 

wird im passwortgeschützten Online-Portal über das System LinkMeeting von Better 

Orange IR & HV AG abgewickelt. Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die ihren 

Redebeitrag über das Online-Portal anmelden wollen, benötigen für die Zuschaltung 

des Redebeitrags eine Internetverbindung sowie entweder ein nicht-mobiles 

Endgerät (PC, Notebook, Laptop) mit dem installierten Browser Chrome ab Version 
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89, Edge ab Version 88 oder Safari ab Version 13.1 oder ein mobiles Endgerät (z.B. 

Smartphone oder Tablet). Mobile Endgeräte mit ANDROID-Betriebssystem 

benötigen als installierten Browser Chrome ab Version 89; mobile Endgeräte mit 

iOS-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Safari ab Version 13.1. Für 

Redebeiträge müssen auf den Endgeräten eine Kamera und ein Mikrofon, auf die 

vom Browser aus zugegriffen werden kann, zur Verfügung stehen. Eine weitere 

Installation von Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten ist nicht 

erforderlich. 

2. Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte im Zusammenhang mit 

der virtuellen Hauptversammlung 

Zur Ausübung ihrer Aktionärsrechte im Zusammenhang mit der virtuellen 

Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig 

angemeldet und ihre Berechtigung nachgewiesen haben. 

Die Anmeldung muss der Gesellschaft daher spätestens am Donnerstag, den 20. Juni 

2024, 24:00 Uhr (MESZ), unter der nachstehenden Adresse 

Rocket Internet SE 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

oder per E-Mail an: anmeldung@linkmarketservices.eu 

zugegangen sein und die Inhaberaktionäre müssen der Gesellschaft gegenüber den 

besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht haben, dass sie zu Beginn des 

21. Tages vor der Hauptversammlung, also am Donnerstag, den 6. Juni 2024, 00:00 Uhr 

(MESZ), („Nachweisstichtag“) Aktionär der Gesellschaft waren. Der Nachweisstichtag 

entspricht zugleich dem Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung, also 

Mittwoch, den 5. Juni 2024, 24:00 Uhr (MESZ). 

Für den Nachweis des Anteilsbesitzes ist ein durch den Letztintermediär, also in der Regel 

das depotführende Institut, erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes im Sinne 

von § 67c Abs. 3 AktG erforderlich. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss der 

Gesellschaft unter der vorgenannten Adresse spätestens am Donnerstag, den 20. Juni 



Seite 42 

 

2024, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. Die Anmeldung und der Nachweis des 

Anteilsbesitzes bedürfen der Textform (§ 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs) und 

müssen in deutscher oder englischer Sprache erfolgen. 

Unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

wird die Gesellschaft ab dem 6. Juni 2024 ein Online-Portal unterhalten. 

Nach ordnungsgemäßer Anmeldung wird dem Aktionär bzw. dem Bevollmächtigten ein 

sogenanntes HV-Ticket mit Zugangsdaten (Zugangskennung und Passwort) für das 

passwortgeschützte Online-Portal übersandt. Um einen rechtzeitigen Erhalt der 

Zugangsdaten zu gewährleisten, werden Aktionäre gebeten, frühzeitig für die Anmeldung 

und die Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu 

tragen.  

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten können ihre 

Aktionärsrechte über das Online-Portal sowie durch die weiteren nachstehend erläuterten 

Möglichkeiten ausüben. 

Die Nutzung des passwortgeschützten Online-Portals durch einen Bevollmächtigten setzt 

voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. 

Bei Nutzung des passwortgeschützten Online-Portals und Anklicken der 

Schaltfläche „Betreten der Hauptversammlung“ während der Dauer der virtuellen 

Hauptversammlung am 27. Juni 2024, d.h. zwischen der Eröffnung der 

Hauptversammlung bis zu ihrer Schließung durch den Versammlungsleiter, sind die 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten für die Dauer der Nutzung elektronisch zur 

virtuellen Hauptversammlung zugeschaltet im Sinne von § 121 Abs. 4b Satz 1 AktG. 

Die elektronisch zu der Versammlung zugeschalteten oder vertretenen Aktionäre 

und die elektronisch zu der Versammlung zugeschalteten Vertreter von Aktionären 

werden in das Teilnehmerverzeichnis aufgenommen (§ 129 Abs. 1 Satz 3 AktG) und 

können ihre Rechte wie in dieser Einberufung beschrieben ausüben.  

Weder die Verfolgung der Hauptversammlung in Bild und Ton noch die 

elektronische Zuschaltung über das Online-Portal ermöglicht darüber hinaus eine 

Teilnahme an der Hauptversammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG oder 
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eine Stimmrechtsausübung über elektronische Teilnahme im Sinne des §  118a Abs. 

1 Satz 2 Nr. 2 AktG. 

3. Bedeutung des Nachweisstichtags 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär 

nur, wer den besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes im Sinne von § 67c Abs. 3 

AktG erbracht hat. Der Umfang des Stimmrechts bemisst sich dabei ausschließlich 

nach dem Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht 

keine Sperre für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Falle der 

vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Anteilsbesitzes nach dem 

Nachweisstichtag ist für den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der 

Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich (das heißt 

Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen 

auf den Umfang des Stimmrechts). Entsprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe 

von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch 

keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind für die von ihnen 

gehaltenen Aktien nur stimmberechtigt, wenn und soweit sie sich von dem am 

Nachweisstichtag Berechtigten bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung 

ermächtigen lassen. 

4. Recht zur Einreichung von Stellungnahmen gemäß § 130a Abs. 1 bis 4 AktG 

Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre und ihre 

Bevollmächtigten haben gemäß § 130a Abs. 1 AktG das Recht, vor der 

Hauptversammlung Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung im 

Wege elektronischer Kommunikation über das zugangsgeschützte Online-Portal 

unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

einzureichen. 

Hierfür ist im Online-Portal die Schaltfläche „Stellungnahme einreichen“ vorgesehen. 

Stellungnahmen sind in Textform als Datei im PDF-Format einzureichen und sollten 

die empfohlene Dateigröße von maximal 50 MB nicht überschreiten, um eine 

ordnungsgemäße Sichtung der Stellungnahmen zu ermöglichen. Mit dem Einreichen 
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erklärt sich der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die 

Stellungnahme unter Nennung seines Namens im zugangsgeschützten Online-Portal 

zugänglich gemacht wird. Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der 

Versammlung, also bis spätestens 21. Juni 2024, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. 

Eingereichte Stellungnahmen werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer 

Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 i.V.m § 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 3 

und 6 AktG abgesehen werden darf, bis spätestens vier Tage vor der 

Hauptversammlung, also bis spätestens 22. Juni 2024, 24:00 Uhr, im 

zugangsgeschützten Online-Portal unter der Schaltfläche „Stellungnahmen ansehen“ 

zugänglich gemacht.  

Für die anderweitige Ausübung von Aktionärsrechten, insbesondere Gegenanträge 

und Wahlvorschläge, gilt das in dieser Einberufung jeweils gesondert beschriebene 

Verfahren. Es wird darauf hingewiesen, dass Fragen, Widersprüche, Gegenanträge 

oder Wahlvorschläge, die in einer Stellungnahme enthalten sind, aber nicht wie in 

dieser Einberufung beschrieben eingebracht werden, unberücksichtigt bleiben. 

5. Auskunfts- und Rederecht gemäß §§ 131 Abs. 1, 130a Abs. 5 und 6 AktG 

Zur Hauptversammlung ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren 

Bevollmächtigte, die elektronisch zu der virtuellen Hauptversammlung zugeschaltet 

sind, haben in der Hauptversammlung ein Rederecht, das im Wege der 

Videokommunikation ausgeübt wird.  

Ab ca. eine Stunde vor Beginn der Hauptversammlung werden über das 

zugangsgeschützte Online-Portal unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

die Funktion für die Wortmeldung aktiviert, über die ordnungsgemäß angemeldete 

Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigten ihren Redebeitrag anmelden können. Hierfür 

ist im Online-Portal die Schaltfläche „Wortmeldetisch“ vorgesehen. 

Im Rahmen eines Redebeitrags kann insbesondere auch das Recht, Anträge und 

Wahlvorschläge nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen sowie das in der 

Hauptversammlung bestehende Auskunftsrecht geltend gemacht werden. 
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Personen, die sich über das Online-Portal für einen Redebeitrag angemeldet haben, 

werden im zugangsgeschützten Online-Portal für ihren Redebeitrag freigeschaltet. 

Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation 

zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und Gesellschaft in der Versammlung 

und vor dem Redebeitrag zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, sofern die 

Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist.  

Ordnungsgemäß zur Versammlung angemeldete Aktionäre haben ein Auskunftsrecht 

in der Hauptversammlung. Gemäß § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf ein in 

der Hauptversammlung gestelltes Verlangen vom Vorstand Auskunft über 

Angelegenheiten der Gesellschaft, einschließlich der rechtlichen und geschäftlichen 

Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen, der Lage des 

Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, zu geben, 

soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung 

erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht.  

Es ist vorgesehen, dass der Versammlungsleiter gemäß § 131 Abs. 1f AktG festlegen 

wird, dass das Auskunftsrecht ausschließlich über die von der Gesellschaft 

angebotene Videokommunikation im Online-Portal auszuüben ist. Eine anderweitige 

Einreichung von Fragen im Wege der elektronischen oder sonstigen Kommunikation 

ist weder vor noch während der Hauptversammlung möglich. 

Zu allen vom Vorstand gegebenen Antworten steht den Aktionären in der 

Versammlung ein Nachfragerecht gemäß § 131 Abs. 1d AktG zu. Für dieses 

Nachfragerecht gelten die vorstehenden Ausführungen entsprechend. 

Gemäß § 18 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter die 

Reihenfolge der Redebeiträge bestimmen und ist ermächtigt, das Rede- und 

Fragerecht sowie das Nachfragerecht und das Recht Fragen zu neuen Sachverhalten 

zu stellen zeitlich angemessen zu beschränken. 

Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre 

bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet 

sind und denen eine Auskunft verweigert wurde, auch im Wege der elektronischen 

Kommunikation über das Online-Portal gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren 

mit den entsprechenden Zugangsdaten in der Hauptversammlung gemäß § 131 Abs. 
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5 Satz 1 AktG verlangen können, dass die Frage und der Grund, aus dem die 

Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung 

aufgenommen werden. Hierfür ist die Schaltfläche „Verlangen gemäß § 131 Abs. 5 

AktG“ vorgesehen. Ferner können Aktionäre, die elektronisch zu der 

Hauptversammlung zugeschaltet sind, über das Online-Portal unter der Schaltfläche 

„Verlangen gemäß § 131 Abs. 4 AktG“ verlangen, dass ihnen Auskünfte erteilt 

werden, die einem anderen Aktionär in seiner Eigenschaft als Aktionär außerhalb 

der Hauptversammlung gegeben wurden. 

6. Verfahren für die Stimmabgabe durch die Aktionäre 

Aktionäre können ihr Stimmrecht nur im Wege der Briefwahl und zwar entweder per 

Post, per E-Mail oder im Wege elektronischer Kommunikation durch Nutzung des 

Online-Portals sowie durch Vollmachtserteilung ausüben. Zur Ausübung des 

Stimmrechts im Wege der Briefwahl sowie zur Vollmachtserteilung sind nur diejenigen 

Aktionäre berechtigt, die spätestens am Donnerstag, den 20. Juni 2024, 24:00 Uhr 

(MESZ), ordnungsgemäß angemeldet sind und den Nachweis des Anteilsbesitzes 

ordnungsgemäß erbracht haben (wie oben angegeben). Für die ausgeübten Stimmrechte 

ist der zum Nachweisstichtag nachgewiesene Aktienbestand maßgeblich. 

Vorbehaltlich der Stimmabgabe im Online-Portal kann die Stimmabgabe im Wege der 

Briefwahl in Textform in deutscher oder englischer Sprache per Post oder per E-Mail an 

Rocket Internet SE 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

oder per E-Mail an: rocketinternet@linkmarketservices.eu 

erfolgen. Für die Ausübung des Stimmrechts im Wege der Briefwahl steht den Aktionären 

das auf dem HV-Ticket vorhandene Briefwahlformular zur Verfügung. Das 

Briefwahlformular kann zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

heruntergeladen werden. 
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Auf diese Weise abgegebene Briefwahlstimmen müssen der Gesellschaft aus 

organisatorischen Gründen spätestens bis zum Mittwoch, 26. Juni 2024, 24:00 Uhr 

(MESZ), zugehen. Bis zu diesem Datum können sie auch über die vorgenannten Wege 

geändert oder widerrufen werden. 

Die Abgabe von Stimmen per Briefwahl kann ab dem 6. Juni 2024, auch unter Nutzung 

des passwortgeschützten Online-Portals, auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

erfolgen. Hierfür ist im Online-Portal die Schaltfläche „Stimmabgabe per Briefwahl“ 

vorgesehen. Auf diesem Wege können Briefwahlstimmen noch am Tag der 

Hauptversammlung, und zwar bis zur Schließung der Abstimmung durch den 

Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am 27. Juni 2024, abgegeben, 

geändert oder widerrufen werden. 

Wenn auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende Erklärungen 

eingehen und nicht klar erkennbar ist, welche zuletzt abgegeben wurde, werden, sofern 

vorhanden, vorrangig über das Online-Portal abgegebene Erklärungen berücksichtigt, 

andernfalls Erklärungen per E-Mail. 

7. Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Aktionäre können ihr Stimmrecht nach entsprechender Vollmachtserteilung auch durch 

einen Bevollmächtigten, beispielsweise einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, 

einen Stimmrechtsberater oder eine Person, die sich geschäftsmäßig gegenüber 

Aktionären zur Ausübung des Stimmrechts in der Hauptversammlung erbietet 

(„geschäftsmäßig Handelnder“), ausüben lassen. Auch im Falle der Vertretung eines 

Aktionärs sind die fristgerechte Anmeldung und der rechtzeitige Nachweis des 

Anteilsbesitzes wie vorstehend beschrieben erforderlich. 

Auch Bevollmächtige können – mit Ausnahme der unter Ziffer IV.8 Stimmabgabe durch 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft – nicht selbst an der Hauptversammlung 

teilnehmen, sondern sind auf die Ausübung des Stimmrechts wie unter Ziffer IV.6 dieser 

Einberufung beschrieben, beschränkt. Sie müssen ihre Stimmen daher wie vorstehend für 

die Aktionäre selbst beschrieben per Briefwahl oder durch Stimmrechtsuntervollmacht 

und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben. 
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Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 

gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform, wenn weder ein Intermediär noch 

nach § 135 Abs. 8 AktG eine Aktionärsvereinigung bzw. nach § 134a Abs. 1 Nr. 3 AktG 

ein Stimmrechtsberater oder ein geschäftsmäßig Handelnder zur Ausübung des 

Stimmrechts bevollmächtigt wird. 

Wird eine Vollmacht zur Stimmrechtsausübung an einen Intermediär, eine 

Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder einen geschäftsmäßig Handelnden 

erteilt, besteht kein Textformerfordernis; jedoch ist die Vollmachterklärung vom 

Bevollmächtigten nachprüfbar festzuhalten. Sie muss zudem vollständig sein und darf nur 

mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. Aktionäre, die einen 

Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder einen 

geschäftsmäßig Handelnden bevollmächtigen wollen, werden gebeten, sich mit dem 

Vollmachtnehmer über die Form der Vollmacht abzustimmen. Auch diese Personen 

können sich unter Einhaltung der genannten Fristen der Ausübung des Stimmrechts durch 

Briefwahl, wie unter Ziffer IV.6 dieser Einberufung beschrieben, oder Untervollmacht 

bedienen. 

Gemäß § 67a Abs. 4 AktG ist Intermediär eine Person, die Dienstleistungen der 

Verwahrung oder der Verwaltung von Wertpapieren oder der Führung von Depotkonten 

für Aktionäre oder andere Personen erbringt, wenn die Dienstleistungen im 

Zusammenhang mit Aktien von Gesellschaften stehen, die ihren Sitz in einem 

Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum haben. Insbesondere Kreditinstitute 

im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der sogenannten Kapitaladäquanzverordnung 

(Verordnung (EU) Nr. 575/2013) können Intermediäre sein. 

Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft einen oder 

mehrere von diesen Bevollmächtigten zurückweisen. 

Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen möchten, werden gebeten, zur Erteilung 

der Vollmacht das Formular zu verwenden, welches die Gesellschaft hierfür bereithält. 

Ein Vollmachtformular befindet sich ebenfalls auf dem HV-Ticket, das dem Aktionär 

nach erfolgreicher Anmeldung übersandt wird. Zusätzlich wird ein Formular für die 

Erteilung einer Vollmacht auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
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www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

zum Download bereitgehalten. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis über die Bestellung eines 

Bevollmächtigten per Post oder per E-Mail müssen der Gesellschaft in Textform in 

deutscher oder englischer Sprache aus organisatorischen Gründen spätestens bis zum 

Mittwoch, den 26. Juni 2024, 24:00 Uhr (MESZ), unter der folgenden Adresse zugehen: 

Rocket Internet SE 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

oder per E-Mail an: rocketinternet@linkmarketservices.eu 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis über die Bestellung eines 

Bevollmächtigten gegenüber der Gesellschaft kann ab dem 6. Juni 2024, auch unter 

Nutzung des passwortgeschützten Online-Portals, auf der Internetseite der Gesellschaft 

unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

erfolgen. Hierfür ist im Online-Portal die Schaltfläche „Vollmacht an einen Dritten“ 

vorgesehen. Auf diesem Weg können auch während der Hauptversammlung die 

vorgenannten Erklärungen in Bezug auf die Erteilung, die Änderung oder den Widerruf 

der Vollmacht der Gesellschaft übermittelt werden. 

Wenn auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende Erklärungen 

eingehen und nicht klar erkennbar ist, welche zuletzt abgegeben wurde, werden, sofern 

vorhanden, vorrangig über das Online-Portal abgegebene Erklärungen berücksichtigt, 

andernfalls Erklärungen per E-Mail. 

8. Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft  

Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte 

Personen als weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. Die 

Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen; sie können die 
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Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen ausüben. Dabei ist zu beachten, dass die 

Stimmrechtsvertreter das Stimmrecht nur zu denjenigen Beschlussvorschlägen ausüben 

können, zu denen Aktionäre eindeutige Weisung erteilen. Die Stimmrechtsvertreter 

können keine Weisungen zu Wortmeldungen, zur Einlegung von Widersprüchen gegen 

Hauptversammlungsbeschlüsse oder zum Stellen von Fragen oder Anträgen 

entgegennehmen. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft werden gemäß § 118a Abs. 

2 Satz 4 AktG am Ort der Hauptversammlung teilnehmen. 

Die Erteilung einer Vollmacht mit Weisungen an die Stimmrechtsvertreter ist im Vorfeld 

der Hauptversammlung mittels des Vollmacht- und Weisungsformulars möglich, welches 

die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre zusammen mit dem HV-Ticket zur 

Hauptversammlung erhalten. Ein entsprechendes Formular steht auch auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

zum Download bereit. 

Die Bevollmächtigung, die Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter und ihr Widerruf per Post oder per E-Mail müssen der Gesellschaft 

in Textform in deutscher oder englischer Sprache spätestens am Mittwoch, den 26. Juni 

2024, 24:00 Uhr (MESZ), unter der folgenden Adresse zugehen: 

Rocket Internet SE 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

oder per E-Mail an: rocketinternet@linkmarketservices.eu 

Die Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft, die Erteilung von 

Weisungen und ihr Widerruf können ab dem 6. Juni 2024, auch unter Nutzung des 

passwortgeschützten Online-Portals, auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

erfolgen. Hierfür ist im Online-Portal die Schaltfläche „Vollmacht-/Weisungserteilung an 

die Stimmrechtsvertreter der Rocket Internet SE“ vorgesehen. Auf diesem Wege können 
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auch am Tag der Hauptversammlung bis zu dem vom Versammlungsleiter in der 

virtuellen Hauptversammlung am 27. Juni 2024 festgelegten Zeitpunkt die Erteilung, die 

Änderung oder der Widerruf von Stimmrechtsvollmachten und Weisungen an die 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft erfolgen. 

Wenn auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende Erklärungen 

eingehen und nicht klar erkennbar ist, welche zuletzt abgegeben wurde, werden, sofern 

vorhanden, vorrangig über das Online-Portal abgegebene Erklärungen berücksichtigt, 

andernfalls Erklärungen per E-Mail. 

9. Anträge von Aktionären auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß Art.  56 

SE-VO in Verbindung mit § 50 Abs. 2 des SEAG 

Gemäß § 56 Satz 3 SE-VO in Verbindung mit § 50 Abs. 2 des SEAG können ein oder 

mehrere Aktionäre, deren Anteile zusammen fünf Prozent des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Aktien) erreichen, 

verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Ein solches Ergänzungsverlangen ist schriftlich (im Sinne des § 122 Abs. 2 in Verbindung 

mit Abs. 1 Satz 1 AktG) an den Vorstand zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 

24 Tage vor der Hauptversammlung zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der 

Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist 

also Sonntag, der 2. Juni 2024, 24:00 Uhr (MESZ). Später zugegangene 

Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. 

Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir an folgende Adresse zu übermitteln: 

Rocket Internet SE  

– Vorstand – 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 
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Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang 

des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

bekannt gemacht. 

10. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127, 

118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG 

Jeder Aktionär hat das Recht, einen Gegenantrag gegen die Vorschläge von Vorstand 

und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge 

zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und/oder Abschlussprüfern zu stellen. 

Zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge, die der Gesellschaft unter 

der nachstehend angegebenen Adresse mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, 

wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, 

also spätestens am Mittwoch, den 12. Juni 2024, 24:00 Uhr (MESZ), zugegangen sind, 

werden einschließlich des Namens des Aktionärs sowie einer etwaigen Begründung (die 

allerdings zumindest für Wahlvorschläge nicht erforderlich ist) und einer etwaigen 

Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich über die Internetseite der Gesellschaft unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

zugänglich gemacht (vgl. § 126 Abs. 1 Satz 3 und § 127 AktG).  

In § 126 Abs. 2 AktG nennt das Gesetz Gründe, bei deren Vorliegen ein Gegenantrag 

oder Wahlvorschlag und dessen etwaige Begründung nicht über die Internetseite 

zugänglich gemacht werden müssen. In § 127 Satz 3 AktG in Verbindung mit § 124 

Abs. 3 Satz 4 AktG sind zudem weitere Gründe genannt, bei deren Vorliegen die 

Wahlvorschläge von Aktionären nicht über die Internetseite zugänglich gemacht werden 

müssen. Eine etwaige Begründung braucht insbesondere dann nicht zugänglich gemacht 

zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

Für die Übermittlung von Gegenanträgen oder Wahlvorschlägen ist ausschließlich 

folgende Adresse maßgeblich: 
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Rocket Internet SE 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

E-Mail: antraege@linkmarketservices.eu 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht zugänglich 

gemacht. Aktionäre werden gebeten, ihre im Zeitpunkt der Übersendung des 

Gegenantrags oder Wahlvorschlags bestehende Aktionärseigenschaft nachzuweisen. 

Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 Abs. 1 Satz 1 AktG oder § 

127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten mit ihrer Zugänglichmachung als gestellt. 

Die Gesellschaft ermöglicht, dass das Stimmrecht zu diesen Anträgen oder 

Wahlvorschlägen ab diesem Zeitpunkt gemäß den vorstehenden Ziffern IV.6 - IV.8 per 

Briefwahl und Vollmachtserteilung ausgeübt werden kann. Sofern der Aktionär, der den 

Antrag gestellt hat, nicht ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung 

angemeldet ist, muss der Antrag allerdings in der Versammlung nicht behandelt werden 

und vorherige Stimmabgaben hierzu bleiben unbeachtlich. 

Außerdem können zur Hauptversammlung zugeschaltete Aktionäre Gegenanträge und 

Wahlvorschläge sowie sonstige Anträge im zulässigen Rahmen auch während der 

Hauptversammlung im Rahmen eines Redebeitrags stellen, ohne dass es dafür einer 

vorherigen Übermittlung des Antrags beziehungsweise des Wahlvorschlags gemäß den 

§§ 126, 127 AktG bedarf. Dazu ist es erforderlich, dass der Aktionär sich über das 

zugangsgeschützte Online-Portal für einen Redebeitrag – wie vorstehend unter 

Ziffer IV.5 beschrieben – anmeldet. 

Das Recht des Versammlungsleiters, im Rahmen der Abstimmung zuerst über die 

Vorschläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt unberührt. Sollten die 

Vorschläge der Verwaltung mit der notwendigen Mehrheit angenommen werden, haben 

sich insoweit die Gegenanträge bzw. abweichende Wahlvorschläge erledigt. 

11. Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung 

Die Aktionäre der Gesellschaft bzw. ihre Bevollmächtigten können die gesamte 

Hauptversammlung (einschließlich Generaldebatte und Abstimmungen) am Donnerstag, 
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den 27. Juni 2024, ab 10:00 Uhr (MESZ) nach Eingabe der Zugangsdaten im 

passwortgeschützten Online-Portal auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

verfolgen. Hierfür ist im Online-Portal die Schaltfläche „Bild- und Tonübertragung“ 

vorgesehen. 

Für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung müssen die unter Ziffer IV.1 

genannten technischen Voraussetzungen erfüllt sein und die Aktionäre bzw. ihre 

Bevollmächtigten benötigen die individualisierten Zugangsdaten, die den Aktionären 

nach ordnungsgemäßer Anmeldung übermittelt werden. Um die Bild- und 

Tonübertragung der Hauptversammlung optimal wiedergeben zu können, wird eine 

stabile Internetverbindung mit einer ausreichenden Übertragungsgeschwindigkeit 

empfohlen. 

12. Widerspruch gegen Beschlüsse  

Aktionären bzw. deren Bevollmächtigten, die der Versammlung ordnungsgemäß 

zugeschaltet sind, wird ein Recht zum Widerspruch gegen Beschlüsse der 

Hauptversammlung im Wege elektronischer Kommunikation eingeräumt. Der 

Widerspruch ist bis zum Ende der Hauptversammlung über das unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

zugängliche Online-Portal im Wege der elektronischen Kommunikation zur Niederschrift 

des Notars zu erklären. Hierfür ist im Online-Portal die Schaltfläche „Widerspruch“ 

vorgesehen. 

Darüber hinaus haben sie auch im Rahmen ihres Rederechts (dazu unter Ziffer IV.5) die 

Möglichkeit, Widerspruch zu Protokoll des Notars zu erklären. Die Gesellschaft weist 

nochmals darauf hin, dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter keine 

Weisungen zum Einlegen von Widersprüchen entgegennehmen. 

13. Einsicht in Unterlagen zur Hauptversammlung 

Ab Einberufung der Hauptversammlung liegen zusammen mit dieser Einberufung 

zugänglich zu machende Unterlagen, insbesondere die unter Tagesordnungspunkt 1 

vorzulegenden Unterlagen, in den Geschäftsräumen der Rocket Internet SE 
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Rocket Internet SE 

Charlottenstraße 4 

10969 Berlin 

Deutschland 

zur Einsicht aus.  

Die Unterlagen sind während der Hauptversammlung im passwortgeschützten Online-

Portal auf der Internetseite der Gesellschaft auch unter 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 

über die Schaltfläche „Unterlagen“ einsehbar. 

Abschriften der Unterlagen können von Aktionären unter folgender Anschrift kostenlos 

angefordert werden:  

Rocket Internet SE 

Charlottenstraße 4 

10969 Berlin 

Deutschland 

E-Mail: info@rocket-internet.de 

14. Informationen zum Datenschutz 

Im Zusammenhang mit der Durchführung der Hauptversammlung erhebt und 

verarbeitet die Gesellschaft als Verantwortliche personenbezogene Daten über die 

Aktionäre und/oder über ihren Bevollmächtigten. Dies geschieht, um Aktionären die 

Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu ermöglichen. 

Einzelheiten zum Umgang mit den personenbezogenen Daten und zu den Rechten 

gemäß der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) finden die Aktionäre im Internet 

auf der Webseite zur Hauptversammlung 

www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting 
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Berlin, im Mai 2024 

Rocket Internet SE 

Der Vorstand 

 


